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Berichte
Internationale Juristenvereinigung
tritt entschlossen
der Kriegsgefahr entgegen
Dr. ULRICH ROEHL,
Generalsekretär der Vereinigung der Juristen der DDR

In einer für den Frieden in der Welt äußerst gefährlichen 
Situation hielt die Internationale Vereinigung Demokrati­
scher Juristen vom 15. bis 19. Oktober 1984 in Athen ihren 
XII. Kongreß ab. Wie es in der Losung des Kongresses hieß, 
wollten die demokratischen Juristen Antwort geben „auf die 
gegenwärtige Bedrohung des Friedens, der Entwicklung und 
der Rechte der Völker und Individuen“.

Am Kongreß, der traditionsgemäß Juristen aller Länder 
und Organisationen offenstand, beteiligten sich über 650 Ju­
risten aus 88 Ländern, Vertreter der Befreiungsbewegungen 
sowie Beobachter von 19 internationalen Organisationen. Die 
Vereinigung der Juristen der DDR war durch Präsident 
Dr. Dr. h. c. Heinrich Toeplitz, Generalsekretär Dr. Ulrich 
Roehl, die Mitglieder des Zentralvorstandes Dr. Karl-Heinz 
Beyer und Prof. Dr. Edith Oeser sowie durch Rechtsanwalt 
Dr. Gerhard Schreier vertreten.

Nach der Eröffnungsveranstaltung im Zeremoniensaal der 
Athener Universität, an der auch mehrere Minister der grie­
chischen Regierung teilnahmen, führte der Kongreß seine 
Beratungen in drei Kommissionen und im abschließenden 
Plenum durch. Zu allen Hauptthemen der Kommissionen 
(Fragen der Sicherung des Friedens, des Rechts der Völker 
auf Selbstbestimmung und Entwicklung und Schutz der Men­
schenrechte) wurde eine umfassende Diskussion geführt, die 
in diesem Beitrag nicht annähernd gewürdigt werden kann. 
Es sollen daher nur einige hauptsächliche Positionen und Ar­
gumente dargelegt werden, die das erstrangige Anliegen der 
fortschrittlichen Juristen charakterisieren und in einem 
Appell an die Juristen aller Länder enthalten sind, nämlich 
dahin zu wirken, daß die Gefahr eines Kernwaffenkrieges 
gebannt und eine internationale Rechtsordnung geschaffen 
wird, die das normale Funktionieren der internationalen 
Beziehungen zu garantieren vermag.

Ausgehend von der Einschätzung, daß sich die internatio­
nale Situation seit dem XI. Kongreß der IVDJ in Malta1 
beträchtlich verschlechtert hat, wurde die beispiellose Steige­
rung des Wettrüstens verurteilt, das durch seinen Umfang, 
durch die Zerstörungskraft und den Grad der technischen 
Perfektion der Nuklearwaffen eine tödliche Gefahr für die 
Menschheit und eine gigantische Verschwendung von Res­
sourcen bedeutet. Ausdrücklich wurde festgestellt, daß die 
Pläne der Reagan-Administration, die den möglichen Erst­
einsatz von Kernwaffen vorsehen, einen „begrenzten“ Kern­
waffenkrieg einkalkulieren und die Militarisierung des Welt­
raums einschließen, eine Eskalierung der Kriegsgefahr be­
deuten.

In der Diskussion zu den Fragen der Friedenssicherung 
wurde festgestellt, daß die lokalen Konflikte in verschiedenen 
Regionen der Welt vom Imperialismus geschürt, und ver­
schärft werden und eine Gefahr für die Auslösung eines Nu­
klearkrieges besonders im Mittleren Osten, im südlichen 
Afrika und in Asien darstellen.

Die von der USA-Regierung vertretene Doktrin der sog. 
vitalen Interessen werde dazu benutzt, die Anwesenheit von 
US-amerikanischen Truppen und ihre Intervention in ver­
schiedenen Teilen der Welt zu rechtfertigen. Im Völkerrecht 
habe diese Doktrin keinen Platz, weil sie den Prinzipien, die 
die Beziehungen zwischen den Staaten regeln, ihren Inhalt 
nehme. Sie sei — wie es im Bericht der 1. Kommission hieß — 
eine unannehmbare imperialistische Ideologie, ein zutiefst 
ausländerfeindlicher Messianismus.

Im Appell und in Resolutionen sind folgerichtig z. B. 
solche Forderungen und Vorschläge enthalten: Die IVDJ 
ruft die Nuklearmächte auf, als ersten Schritt eine Verein­
barung über das Einfrieren der Nuklearwaffen zu erzielen, 
die schließlich zur Verminderung der Arsenale und zur Ab­
schaffung der Kernwaffen führen könnte, und Verhandlun­
gen zur Verhütung einer Militarisierung des Weltraums auf­
zunehmen.

Die IVDJ tritt für einen unverzüglichen Abschluß eines 
internationalen Vertrags über das Verbot und die Vernich­

tung chemischer Waffen ein. Sie setzt sich für einen Statio­
nierungsstopp neuer Kernwaffen in Europa ein und verlangt 
den Abbau und den Rückzug der bereits stationierten Kern­
raketen. An die USA und die betreffenden NATO-Staaten 
wird appelliert, sich zu einem Verzicht auf den Ersteinsatz 
von Kernwaffen zu verpflichten.

Die alsbaldige Normalisierung der Beziehungen zwischen 
den USA und der UdSSR und die Wiederaufnahme von Ver­
handlungen mit dem Ziel der Reduzierung und Vernichtung 
von Mittelstrecken- und strategischen Waffen entsprechend 
den Festlegungen früherer zweiseitiger Abkommen werden 
als dringende Probleme angesehen. Die IVDJ will durch eine 
Arbeitsgruppe an der Ausarbeitung eines Verhaltenskodexes 
für die kernwaffenbesitzenden Staaten mitwirken.

In bezug auf den Schutz der Menschenrechte wurde in 
der 3. Kommission des Kongresses herausgearbeitet, daß die 
Achtung des fundamentalen Rechts auf Leben den konse­
quenten Kampf für den Frieden verlange und zur Erreichung 
dieses Zieles das Selbstbestimmungsrecht der Völker ge­
währleistet werden müsse. Repressivmaßnahmen gegen die 
Friedensbewegung, wie wir sie in imperialistischen Ländern 
vorfinden, stehen nach Auffassung der IVDJ im Widerspruch 
zu den Idealen des Rechts und der Gerechtigkeit.

Schon diese Hinweise zeigen, daß die IVDJ ihr antiimpe­
rialistisches Aktionsprogramm weiter aktualisiert und aus­
geprägt hat und den demokratischen Juristen Orientierungen 
und Anregungen für ihr Wirken in der weltweiten Friedens­
bewegung sowie zur Stärkung des Befreiungskampfes der 
Völker gegen imperialistische Bevormundung und Abhängig­
keit gegeben hat.

Wie der Generalsekretär des Zentralkomitees der SED und 
Vorsitzende des Staatsrates der DDR, E. H o n e c k e r ,  in 
seiner Grußadresse an den IVDJ-Kongreß1 2 3 erinnerte, ist die 
IVDJ aus dem antifaschistischen Kampf hervorgegangen und 
hat stets nach ihrer sich selbst auferlegten Verantwortung 
gehandelt, daß das Recht dem Frieden dienen muß.

Wie das konstruktive Auftreten von Juristen aus allen 
Teilen der Welt erkennen ließ, hat die IVDJ als einzige welt­
weite Organisation der demokratischen Juristen3 ihren Ein­
fluß besonders in Lateinamerika, in Asien und Afrika ver­
stärken und den Zusammenschluß fortschrittlicher Juristen 
in vielen Ländern voranbringen können. Die Delegation der 
VdJ der DDR hat die Überzeugung gewonnen, daß der 
XII. Kongreß dieser Entwicklung viele Impulse und Anre­
gungen verliehen hat.

Die Diskussion auf dem Kongreß zeigte deutlich, daß die 
überwältigende Mehrheit der Teilnehmer völlige Einmütig­
keit in den Grundfragen des Friedens, der Rechte der Völker 
und der antiimperialistischen Solidarität demonstrierte. Die 
politische und weltanschauliche Breite, die unterschiedlichen 
Bedingungen des gesellschaftlichen und beruflichen Wirkens 
der in der IVDJ zusammengeschlossenen Juristen bringen 
auf der Suche nach Wegen zur Lösung der dringendsten Pro­
bleme der Völker naturgemäß auch unterschiedliche Auffas­
sungen und differenzierte Betrachtungen mit sich. Mit vol­
lem Recht aber hat der Generalsekretär der IVDJ in seiner 
Abschlußrede den antiimperialistischen Geist der Organisa­
tion als charakteristisch für ihr Wirken betont.

Ein Höhepunkt des Kongresses war das Solidaritätsmee­
ting, auf dem die IVDJ den Juristen aus Nikaragua, El Sal­
vador, Chile, Uruguay und anderen Ländern, der SWAPO, 
des ANC, der PLO, der Polisario und damit ihren für natio­
nale Unabhängigkeit und Freiheit, gegen faschistische Dikta­
tur, Terror und Verfolgung kämpfenden Völkern feste Soli­
darität bekundete. Stürmische Zustimmung fand die Verlei­
hung des Pierre-Cot-Preises (benannt nach dem früheren 
IVDJ-Präsidenten) an den vom Apartheidregime Südafrikas 
eingekerkerten Juristen Nelson Mandela, den ein Vertreter 
des ANC in Empfang nahm.

Die Generalversammlung wählte einmütig die leitenden 
Organe der IVDJ und brachte auch damit ihre Zustimmung 
zum antiimperialistischen Wirken der Repräsentanten der 
IVDJ zum Ausdruck. Joe N o r d m a n n  (Frankreich) als 
Präsident wie Amar В e n t о u m i (Algerien) als Generalse­
kretär wurden in ihren Funktionen bestätigt. Wiedergewählt 
wurde auch Dr. Dr. h. c. Heinrich T o e p l i t z  als Mitglied 
des Sekretariats der IVDJ.

1 Vgl. den Bericht über diesen Kongreß in NJ 1981, Heft 1, S. 25.
2 Vgl. ND vom 12. Oktober 1984, S. 2.
3 Vgl. das Interview mit Präsident Dr. Dr. h. c. Heinrich Toeplitz, 

NJ 1984, Heft 4, S. 137.


